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Rechtsinformationssystem im Rahmen der Umsetzung des
Onlinezugangsgesetzes

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Im Zuge der Umstellung auf E-Government hat die österreichische Bundes-
regierung im Jahr 1998 den Rahmen für das österreichische Rechtsinforma-
tionssystem der Republik Österreich/Rechtsinformationssystem des Bundes 
(RIS), welches im Bundeskanzleramt mit inhaltlicher Verantwortung beim 
österreichischen Verfassungsdienst angesiedelt ist, geschaffen und der Allge-
meinheit unentgeltlich und ohne Registrierung zugängliche gemacht (https://
web.archive.org/web/20080207170110/http://www.ris.bka.gv.at/auswahl/).

Über das österreichische Rechtsinformationssystem des Bundes erfolgt seit 
2004 die ausschließlich rechtswirksame Kundmachung des geltenden österrei-
chischen Rechts (authentische Fassung des Bundesgesetzblatts, https://www.ri
s.bka.gv.at/). Seit 2015 werden auch die Gesetzblätter der Länder nicht mehr 
in Papierform kundgemacht, sondern rechtlich verbindlich (authentisch) über 
das Internet im Rahmen des Rechtsinformationssystems des Bundes verlaut-
bart (s. o., https://www.ag.bka.gv.at/at.gv.bka.wiki-bka/index.php/Neu_im_RI
S_(Archiv)).

Auf der Homepage des RIS werden allerdings nicht nur authentische Rechts-
vorschriften öffentlich, unentgeltlich und ohne Registrierung der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht, sondern auch die Judikatur der Höchstgerichte, der 
Gerichte und anderer Spruchkörper und weiterer Rechtsquellen und Entwürfe 
(ebd.). Mit diesem Informationssystem kann sich die interessierte Bevölke-
rung nach Auffassung der Fragesteller nicht nur professionell, umfangreich 
und kostenlos über eine gesuchte Rechtsquelle informieren, sondern auch den 
stattgefundenen Gesetzgebungsakt einsehen (direkte Verlinkung zur Home-
page des österreichischen Parlaments und zu dessen Gesetzentwürfen) (https://
www.ris.bka.gv.at/default.aspx).
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1. Hat die Bundesregierung Kenntnis vom österreichischen Rechtsinforma-
tionssystem des Bundes (RIS, vgl. Vorbemerkung der Fragesteller), und 
wenn ja, welche Schlussfolgerungen für ihr eigenes Handeln in Bezug auf 
die Umsetzung des E-Governments in Deutschland (Umsetzung des On-
linezugangsgesetzes – OZG –) konnte die Bundesregierung daraus gewin-
nen?

2. Hat sich die Bundesregierung im Zuge der Verwaltungsdigitalisierung 
(OZG-Umsetzung) mit Vertretern der österreichischen Bundesregierung 
getroffen und fachlich ausgetauscht, und wenn ja, mit welchen Vertretern 
der österreichischen Bundesregierung konnte sich die Bundesregierung 
austauschen, welche konkreten Erkenntnisse konnten für eine schnellere 
Entwicklung und Umsetzung eines kooperativföderalen E-Governments in 
Deutschland aus diesen Treffen gewonnen werden, und welche konkreten 
Inhalte umfassten diese Fachtreffen?

Wenn nein, warum nicht?

Die Fragen 1 und 2 werden wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
wortet.
Das Gesetz zur Verbesserung des Onlinezugangs zu Verwaltungsleistungen 
(Onlinezugangsgesetz – OZG) verpflichtet Bund, Länder und Kommunen, bis 
Ende 2022 ihre Verwaltungsleistungen über Verwaltungsportale auch digital 
anzubieten. Für den Begriff der Verwaltungsleistung wird auf die gesetzliche 
Definition in § 2 Absatz 3 des Onlinezugangsgesetzes verwiesen. Die Bundes-
regierung hat sich im Zuge der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes nicht 
mit Vertretern der österreichischen Bundesregierung getroffen.
Während das Onlinezugangsgesetz darauf abzielt, die von Bund, Ländern und 
Kommunen erbrachten Verwaltungsleistungen zu digitalisieren, geht es bei der 
Schaffung eines Rechtsinformationsportals darum, die vom Bund erstellten 
Rechtsinformationen aus dem Bereich Bundesrecht, Rechtsprechung und Ver-
waltungsvorschriften zu Informationszwecken sowie zur beliebigen Nutzung 
im Internet zur Verfügung zu stellen. Das Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz hat sich im Zuge der Vorbereitung und Durchführung eines 
12-wöchigen Fellowships mit der Technologie-Taskforce Tech4Germany unter 
der Schirmherrschaft des Bundeskanzleramts zur Konzeption eines solchen 
Rechtsinformationsportals des Bundes intensiv mit vergleichbaren Portalen an-
derer europäischer Länder – darunter auch das österreichische Rechtsinforma-
tionssystem (https://www.ris.bka.gv.at) – beschäftigt. In diesem Zusammen-
hang fand ein direkter Austausch mit dem österreichischen Bundesministerium 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort statt. Die Ergebnisse der Recher-
chen zu den Portalen anderer europäischer Länder werden bei der Schaffung 
des Rechtsinformationsportals des Bundes berücksichtigt.

3. Wird sich zukünftig die Bundesregierung mit Vertretern der österreichi-
schen Bundesregierung oder Bundesverwaltung treffen, um Ergebnisse 
und Erkenntnisse (nach einer Evaluierung) der österreichischen Bundes-
regierung zu erhalten, um mögliche Vereinfachungen bei der Erstellung ei-
ner deutschen Verwaltungsdigitalisierung zu erhalten?

Derzeit sind nach Kenntnis der Bundesregierung keine Treffen geplant.
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4. Aus welchen Gründen wurde im Themenbereich Recht und Ordnung des 
OZG-Umsetzungskatalogs keine entsprechende Lebenslage geschaffen, in 
welcher authentische Rechtsvorschriften, die Judikatur der Höchstgerich-
te, anderer Gerichte und Spruchkörper sowie weitere Rechtsquellen abge-
rufen werden können und auch eine direkte Verlinkung zu Gesetzentwür-
fen und anderen Initiativen im Deutschen Bundestag und Bundesrat ange-
boten wird?

Die Bereitstellung von Gesetzen und Verordnungen, Gerichtsentscheidungen 
und Verwaltungsvorschriften des Bundes in einem Rechtsinformationsportal 
des Bundes stellt ebenso wenig eine Verwaltungsleistung im Sinne des Online-
zugangsgesetzes dar wie die Verlinkung auf Gesetzentwürfe und sonstige Vor-
haben des Bundestags und des Bundesrates.
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